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Geltendes Recht Referentenentwurf   

Synopse  Synopse 

 Entwurf eines Zehnten Gesetzes zur 
Änderung des Bundesverfassungs-
gerichtsgesetzes - Einführung des 
elektronischen Rechtsverkehrs mit 

dem Bundesverfassungsgericht 

Gesetz über das Bundesverfas-
sungsgericht 

Gesetz über das Bundesverfas-
sungsgericht 

(Bundesverfassungsgerichtsgesetz - 
BVerfGG) 

vom: 12.03.1951 - zuletzt geändert 
durch Art. 4 G v. 20.11.2019 I 1724 

(Bundesverfassungsgerichtsgesetz - 
BVerfGG) 

vom: 12.03.1951 - zuletzt geändert 
durch Art. 4 G v. 20.11.2019 I 1724 

§ 23 

(1) Anträge, die das Verfahren einlei-
ten, sind schriftlich beim Bundesverfas-
sungsgericht einzureichen. Sie sind zu be-
gründen; die erforderlichen Beweismittel 
sind anzugeben. 

(2) Der Vorsitzende oder, wenn eine 
Entscheidung nach § 93c in Betracht 
kommt, der Berichterstatter stellt den An-
trag dem Antragsgegner, den übrigen Be-
teiligten sowie den Dritten, denen nach § 
27a Gelegenheit zur Stellungnahme gege-
ben wird, unverzüglich mit der Aufforde-
rung zu, sich binnen einer zu bestimmen-
den Frist dazu zu äußern. 

(3) Der Vorsitzende oder der Bericht-
erstatter kann jedem Beteiligten aufgeben, 
binnen einer zu bestimmenden Frist die er-
forderliche Zahl von Abschriften seiner 
Schriftsätze und der angegriffenen Ent-
scheidungen für das Gericht und für die üb-
rigen Beteiligten nachzureichen. 

§ 23 

 unverändert 

 

 
§ 23a 

(1) Schriftlich einzureichende An-
träge und Erklärungen sowie sonstige 
Schriftsätze und deren Anlagen können 
nach Maßgabe der folgenden Absätze als 
elektronische Dokumente beim Bundes-
verfassungsgericht eingereicht werden. 
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(2) Das elektronische Dokument 
muss für die Bearbeitung durch das Bun-
desverfassungsgericht geeignet sein. 
Für die Übermittlung und die Eignung zur 
Bearbeitung durch das Bundesverfas-
sungsgericht gelten die in der Elektroni-
scher-Rechtsverkehr-Verordnung gere-
gelten technischen Rahmenbedingun-
gen des elektronischen Rechtsverkehrs 
entsprechend. 

(3) Das elektronische Dokument 
muss mit einer qualifizierten elektroni-
schen Signatur der verantwortenden 
Person versehen sein oder von der ver-
antwortenden Person signiert und auf ei-
nem sicheren Übermittlungsweg einge-
reicht werden. Satz 1 gilt nicht für beige-
fügte Anlagen. 

(4) Sichere Übermittlungswege sind 

1. der Postfach- und Versanddienst ei-
nes De-Mail-Kontos, wenn der Ab-
sender bei Versand der Nachricht si-
cher im Sinne des § 4 Absatz 1 Satz 
2 des De-Mail-Gesetzes angemeldet 
ist und er sich die sichere Anmel-
dung gemäß § 5 Absatz 5 des De-
Mail-Gesetzes bestätigen lässt, 

2. der Übermittlungsweg zwischen den 
besonderen elektronischen Anwalts-
postfächern nach den §§ 31a und 
31b der Bundesrechtsanwaltsord-
nung oder einem entsprechenden, 
auf gesetzlicher Grundlage errichte-
ten elektronischen Postfach und der 
elektronischen Poststelle des Bun-
desverfassungsgerichts, 

3. der Übermittlungsweg zwischen ei-
nem nach Durchführung eines Iden-
tifizierungsverfahrens eingerichte-
ten Postfach einer Behörde oder ei-
ner juristischen Person des öffentli-
chen Rechts und der elektronischen 
Poststelle des Bundesverfassungs-
gerichts, 

4. der Übermittlungsweg zwischen ei-
nem nach Durchführung eines Iden-
tifizierungsverfahrens eingerichte-
ten elektronischen Postfach einer 
natürlichen oder juristischen Person 
oder einer sonstigen Vereinigung 
und der elektronischen Poststelle 
des Bundesverfassungsgerichts, 
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5. der Übermittlungsweg zwischen ei-
nem nach Durchführung eines Iden-
tifizierungsverfahrens genutzten 
Postfach- und Versanddienst eines 
Nutzerkontos im Sinne des § 2 Ab-
satz 5 des Onlinezugangsgesetzes 
und der elektronischen Poststelle 
des Bundesverfassungsgerichts, 

6. sonstige bundeseinheitliche Über-
mittlungswege, die durch Rechtsver-
ordnung der Bundesregierung mit 
Zustimmung des Bundesrates fest-
gelegt werden, bei denen die Authen-
tizität und Integrität der Daten sowie 
die Barrierefreiheit gewährleistet 
sind. 

Für die Übermittlungswege gemäß Satz 
1 Nummer 3 bis 5 gelten die näheren Re-
gelungen der Elektronischer-Rechtsver-
kehr-Verordnung entsprechend. 

(5) Ein elektronisches Dokument ist 
eingegangen, sobald es auf der für den 
Empfang bestimmten Einrichtung des 
Bundesverfassungsgerichts gespeichert 
ist. Dem Absender ist eine automatisierte 
Bestätigung über den Zeitpunkt des Ein-
gangs zu erteilen. 

(6) Ist ein elektronisches Dokument 
für das Bundesverfassungsgericht zur 
Bearbeitung nicht geeignet, ist dies dem 
Absender unter Hinweis auf die Unwirk-
samkeit des Eingangs unverzüglich mit-
zuteilen. Das Dokument gilt als zum Zeit-
punkt der früheren Einreichung einge-
gangen, sofern der Absender es unver-
züglich in einer für das Bundesverfas-
sungsgericht zur Bearbeitung geeigne-
ten Form nachreicht und glaubhaft 
macht, dass es mit dem zuerst einge-
reichten Dokument inhaltlich überein-
stimmt. 

 
§ 23b 

Sofern die handschriftliche Unter-
zeichnung durch den Richter, den 
Rechtspfleger oder den Urkundsbeam-
ten der Geschäftsstelle vorgeschrieben 
ist, genügt dieser Form die Aufzeichnung 
als elektronisches Dokument, wenn die 
verantwortenden Personen am Ende des 
Dokuments ihren Namen hinzufügen und 
das Dokument mit einer qualifizierten 
elektronischen Signatur versehen. Der in 
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Satz 1 genannten Form genügt auch ein 
elektronisches Dokument, in welches 
das handschriftlich unterzeichnete 
Schriftstück gemäß § 23e Absatz 2 Satz 4 
übertragen worden ist. 

 
§ 23c 

Schriftlich einzureichende Anträge 
und Erklärungen sowie sonstige 
Schriftsätze und deren Anlagen, die 
durch einen Rechtsanwalt, durch eine 
Behörde oder durch eine juristische Per-
son des öffentlichen Rechts einschließ-
lich der von ihr zur Erfüllung ihrer öffent-
lichen Aufgaben gebildeten Zusammen-
schlüsse eingereicht werden, sind als 
elektronische Dokumente zu übermit-
teln. Ist dies aus technischen Gründen 
vorübergehend nicht möglich, bleibt die 
Übermittlung nach den allgemeinen Vor-
schriften zulässig. Die vorübergehende 
Unmöglichkeit ist bei der Ersatzeinrei-
chung oder unverzüglich danach glaub-
haft zu machen; auf Anforderung ist ein 
elektronisches Dokument nachzu-
reichen. 

 
§ 23d 

(1) Werden die Akten in Papierform 
geführt, ist von einem elektronischen 
Dokument ein Ausdruck für die Akte zu 
fertigen. Kann dies bei Anlagen nicht o-
der nur mit unverhältnismäßigem Auf-
wand erfolgen, so kann ein Ausdruck 
unterbleiben. Die Daten sind in diesem 
Fall dauerhaft zu speichern; der Spei-
cherort ist aktenkundig zu machen. 

(2) Wird das elektronische Doku-
ment auf einem sicheren Übermittlungs-
weg eingereicht, so ist dies aktenkundig 
zu machen. 

(3) Ist das elektronische Dokument 
mit einer qualifizierten elektronischen 
Signatur versehen und nicht auf einem 
sicheren Übermittlungsweg eingereicht, 
muss der Ausdruck einen Vermerk dar-
über enthalten, 

1. welches Ergebnis die Integritätsprü-
fung des Dokumentes ausweist, 

2. wen die Signaturprüfung als Inhaber 
der Signatur ausweist, 
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3. welchen Zeitpunkt die Signaturprü-
fung für die Anbringung der Signatur 
ausweist. 

(4) Ein eingereichtes elektronisches 
Dokument kann nach Ablauf von sechs 
Monaten gelöscht werden. 

 
§ 23e 

(1) Die Verfahrensakten können 
elektronisch geführt werden.  

(2) Werden die Verfahrensakten 
elektronisch geführt, sind in Papierform 
vorliegende Schriftstücke und sonstige 
Unterlagen nach dem Stand der Technik 
zur Ersetzung der Urschrift in ein elekt-
ronisches Dokument zu übertragen. Es 
ist sicherzustellen, dass das elektroni-
sche Dokument mit den vorliegenden 
Schriftstücken und sonstigen Unterla-
gen bildlich und inhaltlich überein-
stimmt. Das elektronische Dokument ist 
mit einem Übertragungsnachweis zu ver-
sehen, der das bei der Übertragung an-
gewandte Verfahren und die bildliche 
und inhaltliche Übereinstimmung doku-
mentiert. Wird ein von den verantworten-
den Personen handschriftlich unter-
zeichnetes gerichtliches Schriftstück 
übertragen, ist der Übertragungsnach-
weis mit einer qualifizierten elektroni-
schen Signatur des Urkundsbeamten der 
Geschäftsstelle zu versehen. Die in Pa-
pierform vorliegenden Schriftstücke und 
sonstigen Unterlagen können sechs Mo-
nate nach der Übertragung vernichtet 
werden, sofern sie nicht rückgabepflich-
tig sind. 


